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Hinweise für Unternehmer/ Selbstständige zum „Gesetz zur 

Abmilderung der Folgen der Covid_19 Pandemie“  

A Befristetes Kündigungsverbot wegen Mietrückständen (Art. 5 § 2 Covid_19 Gesetz) 

Wenn Sie aufgrund der Coronakrise, beispielsweise durch Schließungsmaßnahmen, Ihre Miete zwi-

schen dem 01.04.2020 und dem 30.06.2020 nicht zahlen können, kann Ihnen der Vermieter für Miet-

rückstände aus dieser Zeit bis zum 30.06.2022 nicht kündigen.  

Glaubhaftmachung Kausalität 

Bitte informieren Sie den Vermieter kurz, dass und warum Sie die Miete nicht zahlen. Wenn Sie von 

der Schließungsanordnung betroffen sind und Ihr Geschäft nicht weiterführen können, reicht ein Ver-

weis darauf. 

Tilgungsbestimmung 

Wenn Sie im Juli wieder mit der Mietzahlung beginnen, versehen Sie Ihre Zahlungen vorsichtshalber 

mit dem Vermerk Miete Monat Juli, Monat August usw. Andernfalls wird nach Gesetz die Zahlung je-

weils mit der ältesten ausstehenden Miete verrechnet (also Juli mit April, August mit Mai, September 

mit Juni) und Sie wären im Oktober mit den Mieten Juli – September im Rückstand, also für einen Zeit-

raum, für den der Kündigungsschutz nicht gilt.   

Kündigung aus anderen Gründen bleibt möglich 

Bitte prüfen Sie vor Nichtzahlung, ob Ihr Gewerberaummietvertrag kurzfristig ordentlich kündbar oder 

unbefristet geschlossen ist. In einem solchen Fall braucht der Vermieter keinen Kündigungsgrund und 

kann Sie trotz dieser Regelung kündigen.  

gütliche Einigung 

Da die Mietschulden nur aufgeschoben, aber nicht aufgehoben sind (Zahlung spätestens bis zum 

30.06.2022), lohnt sich bei Vorliegen der Voraussetzungen die Anfrage an den Vermieter, ob dieser 

die Miete für diesen Zeitraum mindern würde, wenn man dafür kontinuierlich weiterzahlt.     

Zeitraum nach dem 30.06.2020  

Der Gesetzgeber hat sich vorbehalten, diese Regelung bei Bedarf bis zum 30.09.2020 zu verlängern.   

B Leistungsverweigerungsrecht für Laufzeitverträge (Art. 5 § 1 Covid-19 Gesetz) 

Wenn Sie als Kleinstunternehmer in der Zeit vom 01.04.2020 bis zum 30.06.2020 die Rechnungen für 

wesentliche Leistungen aus Dauerschuldverhältnissen (Laufzeitverträge) nicht zahlen können oder die 

Zahlungen Ihr Unternehmen wirtschaftlich gefährden, können Sie diese verweigern, ohne dass Sie den 

Anspruch darauf verlieren. Macht Ihr Vertragspartner aber glaubhaft, dass er durch Ihre Nichtzahlung 

selbst in existentielle wirtschaftliche Schwierigkeiten gerät, können Sie die Zahlung nicht verweigern, 

erhalten aber dafür ein Sonderkündigungsrecht.  
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Ausnahmen 

Das Leistungsverweigerungsrecht gilt nicht für Miet- und Pachtverträge, Darlehensverträge sowie ar-

beitsrechtliche Ansprüche.    

Kleinstunternehmer 

Kleinstunternehmer sind alle Unternehmer mit weniger als 10 Mitarbeitern und bis zu 2.000.000 Jah-

resumsatz (Stichtag letzter Jahresabschluss). Die genannte Mitarbeiterzahl geht von Vollzeitbeschäfti-

gung aus, laut EU - Empfehlung sind Teilzeitbeschäftigungen als Bruchteil anzusetzen (40 Wochenstun-

den = 1 MA, 30 Wochenstunden = 0,75 MA, 20 Wochenstunden = 0,50 MA, 10 Wochenstunden = 0,25 

MA usw.)  Zu den Mitarbeitern zählen neben „normalen“ Arbeitnehmern auch mitarbeitende Eigentümer 

oder Teilhaber. Auszubildende zählen nicht dazu.  

wesentliche Leistungen 

Wesentliche Leistungen sind typischerweise Strom, Wasser, Gas und Telefon. Je nach Unternehmens-

zweck können dazu aber auch die Kosten für das Hosting der Website/des Onlineshops, den externen 

Server, Cloudservices wie Office 365 oder ähnliches dazu zählen.  

kein Erlöschen oder Reduzierung der Summe 

Das Leistungsverweigerungsrecht führt dazu, dass Sie die Summe später begleichen können und keine 

Mahnkosten oder Verzugszinsen auflaufen. Die Forderung selbst wird nicht reduziert und die Gesamt-

summe zum jetzigen Stand am 01.07.2020 fällig.     

gütliche Einigung 

Auch hier könnte es sich lohnen, beim Vertragspartner anzufragen, ob ein befristeter Preisnachlass 

möglich ist, wenn man dafür im Gegenzug auf das Leistungsverweigerungsrecht verzichtet.   

Zeitraum nach dem 30.06.2020 

Die Bundesregierung kann das Leistungsverweigerungsrecht bei Bedarf ohne Zustimmung des Bundes-

rates bis zum 30.09.2020 verlängern.    

C Aussetzung Insolvenzantragspflicht (Art. 1 Covid_19 Gesetz) 

Sie müssen bis zum 30.09.2020 keinen Insolvenzantrag stellen, wenn Ihre Zahlungsunfähigkeit erst 

nach dem 31.12.2019 eingetreten ist. In diesem Fall nimmt man zu Ihren Gunsten an, dass die Zah-

lungsunfähigkeit infolge von Corona eingetreten ist und von Ihnen wieder behoben werden kann.      

Zeitraum nach dem 30.09.2020 

Diese Frist kann bei Bedarf bis zum 31.03.2021 verlängert werden.  

Hinweis: Dies ist keine Rechtsberatung im Einzelfall, für die Richtigkeit übernehmen wir keine Haftung. 


